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h (Nr. 8874.) Geſetz, betreffend die Einſetzung von Bezirkseiſenbahnräthen und eines Landes. 
g eiſenbahnrathes für die Staatseiſenbahnverwaltung. Vom 1. Juni 1882. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


was folgt: 


1 9 1. 

0 Einleitende Beſtimmungen. N 

; Zu beiräthlicher Mitwirkung in Eiſenbahnverkehrsfragen ($$. 6, 14) werden 
bei den für Rechnung des Staates verwalteten Eiſenbahnen errichtet: 

e Bezirkseiſenbahnräthe als Beiräthe der Staatseiſenbahndirektionen; 

. b) ein Landeseiſenbahnrath als Beirath der Centralverwaltung der Staats- 
4 eiſenbahnen. 

3 5 

* A. Bezirkseiſenbahnräthe. 

| Zahl. 


3 Für den Bezirk einer jeden Staatseiſenbahndirektion wird ein Bezirks⸗ 
eiſenbahnrath errichtet. Auf Anordnung der Miniſter der öffentlichen Arbeiten, 
für Handel und Gewerbe und für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten kann 
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Ausgegeben zu Berlin den 17 Juni 1882. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, | 
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jedoch ausnahmsweiſe ftatt deſſen der Bezirkseiſenbahnrath für mehrere Staats 
eiſenbahndirektions⸗ Bezirke errichtet werden. | 


6. 3. 


Zuſammenſetzung und Wahl. 
Die Bezirkseiſenbahnräthe werden aus Vertretern des Handelsſtandes, der 


Induſtrie, der Land⸗ und Forſtwirthſchaft zuſammengeſetzt. 


Die Mitglieder, ſowie die im Falle der Behinderung von Mitgliedern ein⸗ 
tretenden Stellvertreter werden von den Handelskammern, kaufmänniſchen Kor⸗ 
porationen und den landwirthſchaftlichen Provinzialvereinen (Centralbezirksvereinen), 
ſowie von anderen, durch die Miniſter der öffentlichen Arbeiten, für Handel und 
Gewerbe und für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten zu beſtimmenden Kor- 
porationen und Vereinen auf drei Jahre gewählt. 

Die Zahl der Mitglieder und Stellvertreter, ſowie deren Vertheilung auf 
die verſchiedenen Intereſſentenkreiſe beſtimmen die Miniſter der öffentlichen Arbeiten, 
für Handel und Gewerbe und für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 


$. 4. 
Zulaſſung außerpreußiſcher Theilnehmer. 

Wo der Bezirk einer Staatseiſenbahndirektion außerpreußiſches Gebiet — 
innerhalb des Deutſchen Reiches — umfaßt, können auf den Wunſch der betheiligten 
wirthſchaftlichen Kreiſe unter Zuſtimmung der betreffenden Regierung auch aus 
dieſem Gebiet Vertreter des Handelsſtandes, der Induſtrie oder der Land⸗ und 
Forſtwirthſchaft zur Theilnahme an den Verhandlungen des Bezirkseiſenbahnrathes 
zugelaſſen werden. Die Anzahl derſelben und die Art ihrer Einladung beſtimmt 
der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 


$. 5. 
Ausſchüſſe. 
Jeder Bezirkseiſenbahnrath kann zur Vorbereitung ſeiner Berathungen einen 
ſtändigen Ausſchuß aus ſeiner Mitte beſtellen. 


. 
Zuſtändigkeit. 

Der Bezirkseiſenbahnrath iſt von der betreffenden Staatseiſenbahndirektion 
in allen die Verkehrsintereſſen des Bezirks oder einzelner Diſtrikte deſſelben berühren⸗ 
den wichtigen Fragen zu hören, Namentlich gilt dies von wichtigeren Maßregeln 
bei der Feſtſtellung oder Abänderung der Fahrpläne und der Tarife. 


PP 


Der Bezirkseiſenbahnrath kann in Angelegenheiten der vorbezeichneten Art 
auch ſelbſtſtändig Anträge an die Staatseiſenbahndirektion richten und von dieſer 
Auskunft verlangen. 

Wenn die Eiſenbahndirektion wegen Gefahr im Verzuge ohne vorherige 
Anhörung des Bezirkseiſenbahnrathes wichtigere zur Beirathszuſtändigkeit des letzteren 
gehörige Maßregeln getroffen hat, ſo muß ſie hiervon dem ſtändigen Ausſchuſſe 
($. 5) und dem Bezirkseiſenbahnrathe bei deren nächſtem Zuſammentritt Mit⸗ 


theilung machen. 
§. 7. 
Geſchäftsordnung. 

Der Geſchäftsgang des Bezirkseiſenbahnrathes und des Ausſchuſſes, ſowie 
die Organiſation des letzteren wird durch ein von dem Miniſter der öffentlichen 
Arbeiten zu genehmigendes Regulativ, welches der Bezirkseiſenbahnrath entwirft, 
geordnet. 

Das Regulativ hat auch die erforderlichen Beſtimmungen über den Vorſitz 
im Bezirkseiſenbahnrath und Ausſchuß, ſowie über die periodiſchen Sitzungen des 
erſteren zu treffen. 


Es muß eine wenigſtens zweimal im Jahre ſtattfindende Zuſammenberufung 
des Bezirkseiſenbahnrathes anordnen. 


$. 8. 
Zuziehung anderer Eiſenbahnverwaltungen und Staatsbehörden. 


Den Sitzungen des Bezirkseiſenbahnrathes können auf Einladung des 
Präſidenten der Staatseiſenbahndirektion auch Vertreter anderer Eifenbahn- 
verwaltungen oder Staatsbehörden beiwohnen. 


§. 9. 
Vorerhebungen. 


Erachtet der Bezirkseiſenbahnrath bei ſeiner Beſchlußfaſſung Vorerhebungen 
für erforderlich, jo erfolgen dieſelben durch die betreffende Staatseiſenbahndirektion. 


$. 10. 
B. Landeseiſenbahnrath. 
Zuſammenſetzung. 
Der Landeseiſenbahnrath beſteht: 


a) aus einem Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter; 


dieſelben werden vom Könige und zwar auf die Dauer von drei 
Jahren ernannt; 
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b) aus drei von dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten, 
drei von dem Miniſter für Handel und Gewerbe, zwei von dem Miniſter 
der Finanzen, ſowie zwei von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten 


für die Dauer von drei Jahren berufenen Mitgliedern, nebſt einer 
gleichen Anzahl von Stellvertretern , a 

ausgeſchloſſen ſind unmittelbare Staatsbeamte ; i 

e) aus je einem Mitgliede für den Regierungsbezirk Caſſel, den Regierungs⸗ 

bezirk Wiesbaden, die Stadt Berlin und die Stadt Frankfurt a. M., 
aus je zwei Mitgliedern für die Provinzen Oſtpreußen, Weſtpreußen, 
Pommern, Brandenburg, Poſen, Schleswig-Holſtein, Hannover; 
aus je drei Mitgliedern für die Provinzen Schleſien, Sachſen, Weſtfalen 
und die Rheinprovinz, 

nebſt einer gleichen Anzahl von Stellvertretern. 

Dieſelben werden durch die Bezirkseiſenbahnräthe aus den Kreiſen der Land⸗ 
und Forſtwirthſchaft, der Induſtrie oder des Handelsſtandes innerhalb der Provinz, 
beziehungsweiſe des Regierungsbezirks oder der Stadt auf die Dauer von drei 
Jahren gewählt, nach Maßgabe eines durch Königliche Verordnung feſtgeſtellten 
Vertheilungsplanes. 

9411 
Zuziehung von Sachverſtändigen. 
Dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten bleibt es vorbehalten, in geeigneten 
Fällen Spezialſachverſtändige bei den Berathungen behufs Auskunftertheilung 
zuzuziehen. 8. 12 


Ausſchuß. 


Aus ſeiner Mitte beſtellt der Landeseiſenbahnrath einen ſtändigen Ausſchuß 
zur Vorbereitung ſeiner Berathungen. 


§. 13. 
Zuſammenſetzung des Ausſchuſſes. 


Der Ausſchuß beſteht aus dem Vorſitzenden des Landeseiſenbahnrathes oder f 
deſſen Stellvertreter ($. 10 Litt. a), und vier von dem Landeseiſenbahnrathe aus 
ſeiner Mitte erwählten Mitgliedern und vier Stellvertretern. 


K. 14. 


Zuſtändigkeit des Landeseiſenbahnrathes. 


Dem Landeseiſenbahnrathe ſind zur Aeußerung vorzulegen: . 
1) die dem Entwurf des Staatshaushalts⸗Etats beizufügende Ueberſicht 
der Normaltransportgebühren für Perſonen und Güter; | 
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2) die Allgemeinen Beſtimmungen über die Anwendung der Tarife (Allge⸗ 

meine Tarifvorſchriften nebſt Güterklaſſifikation) / 

3) die Anordnungen wegen Zulaſſung oder Verſagung von Ausnahme⸗ 

und Differenzialtarifen (unregelmäßig gebildeten Tarifen); 

4) Anträge auf allgemeine Aenderungen der Betriebs und Bahnpolizei- 

Reglements, ſoweit fie nicht techniſche Beſtimmungen betreffen. 

Auch hat der Landeseiſenbahnrath in allen wichtigeren, das öffentliche 
Verkehrsweſen der Eiſenbahnen berührenden Fragen auf Verlangen des Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten ſein Gutachten zu erſtatten. 5 

Der Landeseiſenbahnrath kann in Angelegenheiten der vorbezeichneten Art 


auch ſelbſtſtändige Anträge an den Miniſter der öffentlichen Arbeiten richten und 
von dieſem Auskunft verlangen. 


K. 15. 
Berufung des Landeseiſenbahnrathes. 


Der Landeseiſenbahnrath wird von dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten 


nach Bedürfniß, mindeſtens aber zweimal im Jahre, nach Berlin berufen. 

Die Tagesordnung für die Sitzungen „ſinſoweit dieſelbe Gegenſtände der 
im $. 14 bezeichneten Art umfaßt, iſt mindeſtens acht Tage vorher von dem 
Vorſitzenden zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


$. 16. 


Nachträgliche Mittheilung vorläufiger Anordnungen der Staatsregierung 
an den Landeseiſenbahnrath und Ausſchuß. 

Die von der Staatsregierung bei Gefahr im Verzuge ohne vorherige An- 
hörung des Landeseiſenbahnrathes in Angelegenheiten der im §. 14 bezeichneten 
Art getroffenen Anordnungen ſind dem Ausſchuſſe und dem Landeseiſenbahnrathe 
bei dem nächſten Zuſammentritt mitzutheilen. 


$. 17. 
Geſchäftsordnung. 
Der Geſchäftsgang in den Sitzungen des Landeseiſenbahnrathes wird durch 


ein von dieſem zu entwerfendes und von dem Staatsminiſterium zu genehmigen⸗ 
des Regulativ geordnet. 


er Ausſchuß regelt ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtſtändig. 


SB: 
Vorerhebungen. 
Erachtet der Landeseiſenbahnrath oder der Ausſchuß Vorerhebungen für 


erforderlich, ſo erfolgen dieſelben durch den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
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8 
Mittheilung der Verhandlungen des Landeseiſenbahnrathes an den Landtag. 


Die Verhandlungen des Landeseiſenbahnrathes werden von dem Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten unter Beifügung einer überſichtlichen Darſtellung des Er⸗ 
gebniſſes und der darauf getroffenen Entſcheidungen ebenſo wie die Normal 
transportgebühren für Perſonen und Güter dem Landtage regelmäßig mitgetheilt. 


F. 20. 
Feſtſetzung der Normaltransportgebühren. 


Unbeſchadet der dem Reiche verfaſſungsmäßig zuſtehenden Einwirkung auf 
das Eiſenbahntarifweſen können Erhöhungen der für die einzelnen Klaſſen des 
Gütertarifſchemas zur Zeit der Publikation dieſes Geſetzes beſtehenden Normal⸗ 
(Maximal-) Transportgebühren, ſoweit fie nicht zum Zwecke der Herſtellung der 
Gleichmäßigkeit der Tarife oder in Folge von Aenderungen des Tarifſchemas vor— 
genommen werden, nur durch Geſetz erfolgen. 


Ü. 21. 
Freie Fahrt und Diäten. 


Die Mitglieder des Landeseiſenbahnrathes und die ſeitens des Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten zugezogenen Sachverſtändigen ($. 11) erhalten für die 
Reiſe nach und von dem Orte der Sitzung, ſowie für die Dauer der Sitzung 
täglich je 15 Mark, ſoweit diefelben nicht ſchon anderweit Diäten aus der Staats— 
kaſſe beziehen. 5 

Auch erhalten dieſelben ſowie auch die Mitglieder der Bezirkseiſenbahnräthe 
behufs Theilnahme an der Sitzung freie Fahrt in beliebiger Wagenklaſſe für die 
Reiſen nach und von dem Orte der Sitzung. 


$. 22. 
Erlöſchen der Mitgliedſchaft im Bezirkseiſenbahnrathe und Landeseiſenbahnrathe. 


Jeder in der Perſon eines Mitgliedes des Bezirkseiſenbahnrathes, oder des 
Landeseiſenbahnrathes (F. 10 Litt. b und e) eintretende Umſtand, durch welchen 
daſſelbe zur Bekleidung öffentlicher Aemter dauernd oder auf Zeit unfähig wird, 
ebenſo wie die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen ſolcher Mitglieder, 
hat das Erlöſchen der Mitgliedſchaft zur Folge. 

Scheidet aus dieſer Veranlaſſung oder durch Tod oder Verzicht ein Mit⸗ 
glied vor Ablauf der Periode, für welche daſſelbe gewählt oder berufen iſt, aus, 
fo ift für den Reſt der Periode ein neues Mitglied zu wählen beziehungsweiſe zu 
berufen. 


Fe et 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1883 in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N 


Gegeben Berlin, den 1. Juni 1882. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Lucius. 
Friedberg. v. Goßler. 
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„r. 8875.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
ö Theil des Bezirks des Amtsgerichts Oſterode a. H. Vom 2. Juni 1882. 


Auf Grund des $. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz-Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtiz⸗ 
miniſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das 
Grundbuch im $. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Oſterode a. H. gehörigen Bezirke 
der Gemeinden Calefeld, Dögerode, Düderode, Eboldshauſen, Echte, 
Harriehauſen, Marke, Oldenrode, Oldershauſen, Sebexen, Weſterhof, 
Wiershauſen, Willenſen, Willershauſen, Eisdorf, Freiheit, Lerbach 
am 1. Juli 1882 beginnen ſoll. 


Berlin, den 2. Juni 1882. 


sel ar a 


Der Juſtizminiſter. 
Friedberg. 


(Nr. 88748875.) 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. März 1882, betreffend die Uebertragung 
der den Unternehmern bezüglich der in das Eigenthum und die Unter⸗ 
haltung des Kreiſes Neuhaldensleben übergegangenen 26 Chauſſeen ver⸗ 
liehenen fiskaliſchen Vorrechte, mit Ausſchluß der Befugniß zur Chauſſee⸗ 
gelderhebung, auf den genannten Kreis, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Magdeburg Nr. 21 S. 167/168, ausgegeben den 
27. Mai 1882; 

2) das Allerhöchſte Privilegium vom 27. März 1882 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Colberg-Cörliner Kreiſes 
im Betrage von 450 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Cöslin Nr. 16 S. 85/86, ausgegeben den 20. April 1882; 

3) das unterm 27. März 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft der Alten Laache im Deichverbande des großen 
Marienburger Werders im Kreiſe Marienburg durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Danzig Nr. 20 S. 121 bis 125, ausgegeben den 
20. Mai 1882; 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 5. April 1882, betreffend die Genehmigung 
mehrerer Aenderungen des Statuts für die Landſchaft der Provinz Weſt⸗ 
falen vom 15. Juli 1877, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 19 S. 80/81, ausgegeben 
den 13. Mai 1882, 
der Königl. Regierung zu Minden Nr. 20 S. 85, ausgegeben den 
20. Mai 1882, 
der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 19 ©. 135/136, ausgegeben 
6 den 13. Mai 1882, 

5) das Allerhöchſte Privilegium vom 5. April 1882 wegen eventueller 
Ausfertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine des Kreiſes Schroda 
bis zum Betrage von 205 000 Mark Reichswährung durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 21 S. 177 bis 179, aus⸗ 
gegeben den 23. Mai 1882, 

6) das Allerhöchſte Privilegium vom 17. April 1882 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Stadtanleiheſcheine der Stadt Stendal im 
Betrage von 300 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Magdeburg Nr. 21 ©. 168/169, ausgegeben den 27. Mai 1882. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


